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1. Drei BAG-Urteile zur Jahressonderzahlung

a. Beschäftigten des öffentlichen Dienstes steht gemäß TV-L eine Jahressonderzahlung zu. Der Anspruch vermindert sich um je 1/12 für jeden Kalendermonat, in dem der Beschäftigte keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgeltes hat. Das Bundesarbeitsgericht hat in einem Urteil vom 11. Juli 2012 (10 AZR 488/11) entschieden, dass eine Kürzung des tariflichen Anspruches auf Jahressonderzahlung auch dann tarifgerecht ist, wenn der Beschäftigte innerhalb des Jahres seinen Arbeitgeber gewechselt hat und der vorherige Arbeitgeber auch unter den Geltungsbereich des TV-L fiel. Dabei spielt es auch keine Rolle, dass zwischen den beiden Arbeitsverhältnissen kein Unterbrechungszeitraum lag. 

Neben der Kürzung der Jahressonderzahlung bei Arbeitgeberwechsel innerhalb des öffentlichen Dienstes hat das Bundesarbeitsgericht zwei weitere Urteile zur Jahressonderzahlung gefasst. 

b. Unter dem Aktenzeichen 10 AZR 922/11 entschied das BAG, dass bei mehreren unterbrochenen Beschäftigungsverhältnissen zum selben Arbeitgeber innerhalb eines Kalenderjahres alle Arbeitsverhältnisse für die Berechnung der Anspruchshöhe der Jahressonderzahlung zusammenzurechnen sind. Dies gilt auch, wenn das Arbeitsverhältnis im Kalenderjahr unterbrochen war, weil z. B. eine weitere Befristung sich nicht nahtlos anschloss.

c. In einem weiteren Urteil hat das BAG (AZ.: 10 AZR 718/11) entschieden, dass Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, die vor dem 1. Dezember wegen Erreichens des gesetzlichen Rentenalters aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden, keinen Anspruch auf Jahressonderzahlung haben, da sie nicht am 1. Dezember in einem Arbeitsverhältnis stehen. Gemäß BAG Urteil diskriminiert diese tarifliche Regelung die ausgeschiedene Person nicht wegen ihres Alters. 

2. Bewerbungsgespräch während einer Krankschreibung erlaubt 

Arbeitnehmer können trotz einer Krankschreibung zu einem Vorstellungsgespräch gehen. Das hat das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern entschieden (Az.: 5 Sa 106/12). Eine Krankschreibung muss kein Grund sein, ein Bewerbungsgespräch abzusagen. Das gilt jedenfalls, wenn es die Genesung nicht beeinträchtigt. Das hat das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern entschieden (Az.: 5 Sa 106/12). Auf das Urteil weist der Bund-Verlag hin. 

In dem verhandelten Fall hatte sich ein Mitarbeiter eines Sanitärfachhandels bei einer städtischen GmbH als Geschäftsführer beworben. Im August 2011 war der Angestellte zum Vorstellungsgespräch eingeladen. Er ging hin, obwohl er an dem Tag krankgeschrieben war. Der Arbeitgeber fand das heraus, weil die Presse über die Vorstellung der Kandidaten für die Geschäftsführerposition berichtete. Er sprach daraufhin die fristlose Kündigung aus. 

Vor Gericht hatte die Kündigung jedoch keinen Bestand. Der Arbeitnehmer sei wegen Problemen mit seinem Arm krankgeschrieben gewesen. Der Besuch des Vorstellungsgesprächs habe seine Genesung aber nicht beeinträchtigt – und sei deshalb auch kein Kündigungsgrund. Dass der Arbeitnehmer sich woanders beworben hat, rechtfertige ebenfalls keine Entlassung. Das Grundgesetz gewähre dem Arbeitnehmer die freie Arbeitsplatzwahl. 

3. Sturz in der Raucherpause ist kein Arbeitsunfall

Das Sozialgericht Berlin hat am 23.01.2013 (S68 U 577/12) entschieden, dass der Rückweg von einer Raucherpause zum Arbeitsplatz nicht unter den Schutz der Unfallversicherung fällt. Rauchen hat keinen sachlichen Bezug zur Berufstätigkeit und ist deshalb als persönliche Angelegenheit des Rauchers zu betrachten. Es bestehe kein Bezug zur beruflichen Tätigkeit. Die Raucherpause ist anders zu bewerten als die Mittagspause, da Essen und Trinken notwendig sind, um die Arbeitskraft aufrechtzuerhalten. Rauchen ist als Konsum eines Genussmittels zu bewerten und daher dem persönlichen und nicht dem beruflichen Lebensbereich zuzuordnen. Der Weg zur Kantine ist versichert, nicht aber der Weg zur Raucherpause.

4. Ausrutschen in der Werkskantine auf Salatsauce ist kein Arbeitsunfall 

Immer wieder kommt es zu Auseinandersetzungen darüber, welche Bereiche des Arbeitslebens durch die gesetzliche Unfallversicherung erfasst werden. 

So hat das Sozialgericht Heilbronn am 26.03.2012 unter dem Aktenzeichen S 5 U 1444/11 entschieden, dass das Essen Privatsache ist und somit nicht über den Arbeitgeber versichert ist. 

Im beklagten Fall war ein Mitarbeiter in der Kantine eines großen Werkes in der Mittagspause auf dem verschmutzten Fußboden ausgerutscht und hatte sich den Arm gebrochen. Die Berufsgenossenschaft hatte den Sturz nicht als Arbeitsunfall anerkannt. Das Sozialgericht entschied, dass zwar der Weg bis zur Kantine und von der Kantine zurück zum Arbeitsplatz versichert ist, nicht aber der Aufenthalt im Betriebsrestaurant selbst.
5. Langjährige Beschäftigte genießen auch bei langer Krankheit Schutz 
Das Arbeitsgericht Frankfurt am Main hat in einem Urteil vom 09.01.2013 (7 Ca 5063/12) entschieden, dass ein Arbeitgeber einem Beschäftigten, der langjährig tätig ist, auch, wenn dieser wegen Erkrankungen häufig fehlt, nicht ohne weiteres kündigen darf. Eine krankheitsbedingte Kündigung kann bei einer langjährigen Betriebszugehörigkeit nicht alleine auf der Grundlage der Betrachtung der Krankheitszeiten in den letzten zweieinhalb Jahren durchgeführt werden. Diese Betrachtung reicht zur Erstellung einer negativen Gesundheitsprognose nicht aus. Vielmehr muss überprüft werden, ob eine negative gesundheitliche Zukunftsprognose wahrscheinlich ist. Auch muss der Arbeitgeber bei einer langen Betriebszugehörigkeit den ernsthaften Versuch einer betrieblichen Wiedereingliederung unternehmen. 
Im vorliegenden Fall war eine 55-jährige Briefsortiererin seit über 16 Jahren in einem Postunternehmen tätig und gemäß Tarifvertrag ordentlich unkündbar. In den letzten zweieinhalb Jahren hatte sie wegen unterschiedlicher Erkrankungen jährlich bis zu 81 Tage gefehlt. Ein BEM-Gespräch hatte stattgefunden. In ihm war geklärt worden, dass die Erkrankungen nicht in Zusammenhang mit betrieblichen Gegebenheiten stehen. Der Arbeitgeber hatte daraufhin das Arbeitsverhältnis außerordentlich mit sozialer Auslauffrist gekündigt. Das Arbeitsgericht Frankfurt erklärte die Kündigung für unwirksam. 

6. Sturz über eigenen Hund ist gesetzlich unfallversichert 
Stolpert ein Arbeitnehmer auf dem Weg zur Arbeit, während er sich von seinem Hund verabschiedet, und verletzt sich dabei das Knie, liegt ein Arbeitsunfall vor. Dadurch wird der Arbeitsweg nur unerheblich unterbrochen, entschied das LSG Sachsen-Anhalt.

Der Fall:
Der Kläger ist Versicherungsvertreter. Er verließ am 2. Juni 2010 morgens sein Haus, um mit dem Auto zur Arbeit zu fahren. Er pfiff nach seinem Schäferhund, der angerannt kam und ihn auf dem öffentlichen Weg vor seinem Hausgrundstück versehentlich umstieß. Er verspürte anschließend Schmerzen im rechten Knie und im linken Fuß. 
Der behandelnde Arzt stellte freie Gelenkkörper im rechten Kniegelenk (Knorpelabriss) und eine Kontusion (Prellung) im oberen linken Sprunggelenk fest. Der Kläger war bis 30.06.2010 arbeitsunfähig krankgeschrieben. 
Mit Bescheid vom 3.8.2010 lehnte die zuständige Berufsgenosssenschaft die Gewährung von Entschädigungsleistungen ab. Das Verabschieden vom Hund gehöre nicht zu dem versicherten Arbeitsweg. Wesentliche Ursache für den Sturz sei das Rufen des Hundes gewesen. 
Der Kläger habe in diesem Moment nicht beabsichtigt, den Weg fortzusetzen, sondern sich von seinem Hund zu verabschieden, und damit den Arbeitsweg unterbrochen. Die Gefahr, die sich realisiert habe, habe sich aus dem privaten Bereich des Klägers und nicht aus dem Arbeitsweg ergeben.
Das SG Magdeburg wies die Klage des Versicherten auf Feststellung eines Arbeitsunfalls ab und erlegte dem Kläger so genannte »Mutwillenskosten« in Höhe von 250,00 EUR auf. Es »stehe für jeden Einsichtigen außer Frage«, dass kein betrieblicher Zusammenhang zwischen der Begegnung mit dem Hund und der Arbeit des Klägers bestanden habe.

Die Entscheidung
Das sah das LSG Sachsen-Anhalt anders und gab der Berufung des Klägers statt. Nach Auffassung der Richter ereignete sich der Unfall des Klägers auf dem unmittelbaren Weg zur Arbeit. 
Der Kläger war als Beschäftigter nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII gesetzlich unfallversichert. Vom Schutz der Versicherung erfasst ist nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII auch das Zurücklegen des mit der versicherten Tätigkeit »zusammenhängenden unmittelbaren Weges nach und von dem Ort der Tätigkeit«, also der Weg zum Arbeitsplatz und zurück. 
Der Kläger war auf dem Weg zur Arbeit, was auch zwischen den Beteiligten unstreitig ist. Der Kläger hat diesen Weg auch nicht mit dem Rufen und dem (beabsichtigten) Verabschieden des Hundes beendet; vielmehr liegt nur eine unerhebliche, weil nur geringfügige Unterbrechung des Weges vor. 
Eine solche liegt nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) dann vor, wenn die Verrichtung, für die der Arbeitsweg unterbrochen wird, bei natürlicher Betrachtungsweise zeitlich und räumlich noch als Teil des Weges anzusehen ist, beispielsweise wenn der Versicherte auf dem Weg am Kiosk eine Zeitung kauft (BSG 28.2.1964, 2 RU 185/61).
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